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424/J 

der Abg.K a n ~ u t s c h, S t end e b a 0 h und Genossen 

an den Bundeskanzler) 

bet.reffend die Schaffung eines Sy:steras, durch vrelches objektive ·lJIass'" 

stäbe bei d~r Einst('> llung ·von Dienstnehmern in den öffentlichen Dienst 
r ' 

im Zuge derö ffentUohen Ausschreibung angewendet 'f,.~!,\e~könnell • 

....... -........ -.... 
Mit Eefriedigung hat die Öffentli~hkp.it schon vor geraumer Zeit 

die E:rklärllng des Herrn Vizekanzlers aufgenommen, dass'di<: Dienstposten 

des öffentlichen Dienstes ausgeschrieben werden sollen. Der Herr Bundes­

kanzl~r ist dieser Auffassung beigetreten, und so gibt es, wenigstens 

theoretisch, keine Partei, welchp. diese ,A.nstellungsmOdal,i tät nicht be­

grussen würde. In diesem. Ver.halten kommt das Eingeständnis zu~r ago , ,dass 

heute dip. Vergebung weniger nach persönlichen und fachlichen Qualifika­

tionen, .. als vielmehr n·ach der Pnrt eizugehörigkeit erfo 19t .. Nicht nur von 

der parlamentarischen Oppositiol\, sondern auch von de~ Regierungspart"'ien. 

,vux-de der Abbau der uFroporzwirtschaft" verlangt, da diese eine eminente 

Gefahr für d8:s Niveau des ges'-UIlten 6ffel\t lichen Dienstes darstellt. 

Die Fraktion de.8 Anfrt:1-gestellers hat d,ie ~rklär ung der beiden 

Regi erungschefs von Anfang an mi t viel Skepsis' aufg enomrnen. TC:l.tsäo hlich 

ist bis heute zUr Verwirklichung nichts unternomnlen worden und ausserden 

hat noch niemand ausgesprochen, welohes Forum die Prüfun~ und Ausw'ahl deZ' 

Bewerber vornehmen so 11. Gerade die beY(jrst ehende Behandlung und Verab­

sohi ~ung des nauen Gehaltsgesetz~s erscheint den unt erzeichnet en Abge- ' 

ordnetr>n ein wiohti ger i~~ass, diese Frage zur DiskussiQn zu ste ll~n, umn 

, die Bel'l1Ühungr>n,die Beso Idung der 6ffentlichen l.ngestellten durch Be­

vrertungder individuellen· Dienstleistungen dem Leistungsprinzip a.nzuglei­

ehen, kann nur dann den. erv7Ü.nscht<>n Brfo 19 bring8n, wenn schon die Einstel­

lung allein nach fac~lichel\ G~s1c~' tspunkt~n erfolgt. 

Die unterzeiohneten Abgec>rdneten weisen deshalb auf Mögliohkeiten 

und liethc>den hin, die eine rein objektive Beurteilung eines Kandidaten 

weitgehend garanti~ren. Sie beruhen im wesentliohen in einem Verfahren," 

das z.H. ,bei der Polizei schon seit Jahren praktisi~rt wird. Danach wer,.., 

den die Qualifikationen des BeWerbp.rs in e~nem Punktesystem festg~halten, 

ohn~ dass - Ul'ld das 1st das Entscheide~de - di e Herren der Prufungskonl­

mission den Kandidaten kennen. 
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Den unt erzeiohneten Abgeorclne"-en ist bewusIJt, das.s es ohn"" Zwei­

fel nooh viel.e Mö~11ohkeiten geb~n \'lird, eine objektivigereehte J.uswahl 
der öffentlichen Bediellstet'-'n zu finden. Sie wolien mit ihre!' Antrage in 

. erster tinie das Problem l'leul'!rUoh au:froll~n u.nd se ine Lösung besehleu-. , 

nigen. Eine Lösung ist mÖglioh, 'WeM die Regierungspa.rtcien tmd vor allem 

der He!'!" .BUndeskan~ler a1. Reuortchef '\villel'1s sind, die in d~r Öffent­

liohkeit gi'>maohteA ~usago.n a\1.ch zu verwirklichen •. 

Die unt erseichneten i\bgeordnet"!ft rioht"'!n ,daher an d al1 Herrn 

Bundeskanzler die 

Anf.r,ag et; 

Is~ der Herr Bundeskanzler. bereit, im Sinne der a einerzeitigen Zu. ... 

lagen Vorkeuun!en zu tr~tfent dal.die Aufnahme 1!l den Iffentli,chen 

DiAnst eh~baldi?~t VOB Pattei'bindunpen unabh.ä~eig gemaoht, wird, um. zu 

diesem Zwecke ein Au!nal'ul1everfahren einzuführen, welches gewährl ~istet, 

dass das zur Au:tnahm~ 'beru.:ten~ Forum nur über die Qualif'!kationen eine$ 

ihm. bis zur Ji'..nt.chddUhe UJlbe~nten KMdidat~n entsoheidet? 

-.-.... -.-,,- ... 
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